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	FÜNFUNDSIEBZIGSTE WELTGESUNDHEITSVERSAMMLUNG 	A75/18 
	Vorläufiger Tagesordnungspunkt 16.2 	12. April 2022 

Stärkung der Bereitschaft und Reaktion der WHO auf gesundheitliche Notfälle 
Vorschlag für Änderungen der Internationalen Gesundheitsvorschriften (2005) 
1. Der Generaldirektor beehrt sich, der Gesundheitsversammlung gemäß Artikel 55 Absatz 1 der Internationalen Gesundheitsvorschriften (2005) den von den Vereinigten Staaten von Amerika gemäß der genannten Bestimmung erhaltenen Vorschlag zur Änderung der Vorschriften zur Prüfung vorzulegen (siehe Anhang).  
2. Gemäß Artikel 55 Absatz 2 der Internationalen Gesundheitsvorschriften (2005) hat der Generaldirektor den Text des Änderungsvorschlags am 20. Januar 2022 per Rundschreiben an alle Vertragsstaaten der Vorschriften übermittelt.  
3. Gemäß Artikel 55 Absatz 3 der Internationalen Gesundheitsvorschriften (2005) treten alle von der Gesundheitsversammlung angenommenen Änderungen der Vorschriften für alle Vertragsstaaten zu denselben Bedingungen und mit denselben Rechten und Pflichten in Kraft, wie sie in Artikel 22 der Verfassung der WHO und den Artikeln 59 bis 64 der Internationalen Gesundheitsvorschriften (2005) vorgesehen sind.  
MASSNAHMEN DER GESUNDHEITSVERSAMMLUNG 
4. Die Gesundheitsversammlung wird gebeten, die vorgeschlagenen Änderungen an den Internationalen Gesundheitsvorschriften (2005) zu prüfen. 
ANHANG 
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Einreichung der Vereinigten Staaten von Amerika 
Vorgeschlagene Änderungen der Internationalen Gesundheitsvorschriften (2005) Artikel 5, 6, 9, 10, 11, 12, 13, 15, 18, 48, 49, 53, 59 
Erläuterung der Änderungen: Der vorgeschlagene neue Text ist fett unterstrichen, und die vorgeschlagenen Streichungen des bestehenden Textes sind durchgestrichen. Der übrige Text würde unverändert bleiben. 
Artikel 5: Überwachung 
1. Jeder Vertragsstaat entwickelt, stärkt und erhält so bald wie möglich, spätestens jedoch fünf Jahre nach Inkrafttreten dieser Regeln für den betreffenden Vertragsstaat, die Fähigkeit, Ereignisse im Einklang mit diesen Regeln, wie in Anlage 1 angegeben, zu erkennen, zu bewerten, zu melden und zu berichten. Diese Kapazität wird regelmäßig im Rahmen des Mechanismus der regelmäßigen universellen Gesundheitsüberprüfung überprüft. Sollten bei dieser Überprüfung Ressourcenengpässe und andere Herausforderungen bei der Erreichung dieser Kapazitäten festgestellt werden, so leisten die WHO und ihre Regionalbüros auf Ersuchen eines Vertragsstaats fachliche Unterstützung oder erleichtern diese und helfen bei der Mobilisierung finanzieller Mittel zur Entwicklung, Stärkung und Aufrechterhaltung dieser Kapazitäten. 
Neu (5) Die WHO entwickelt Frühwarnkriterien zur Bewertung und schrittweisen Aktualisierung des nationalen, regionalen oder globalen Risikos, das von einem Ereignis unbekannter Ursachen oder Quellen ausgeht, und übermittelt diese Risikobewertung den Vertragsstaaten gegebenenfalls nach den Artikeln 11 und 45. In der Risikobewertung werden auf der Grundlage der besten verfügbaren Kenntnisse der Grad des Risikos einer möglichen Ausbreitung und die Risiken möglicher schwerwiegender Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit auf der Grundlage der geschätzten Ansteckungsgefahr und des Schweregrads der Krankheit angegeben. 
Artikel 6: Notifizierung 
1. Jeder Vertragsstaat bewertet Ereignisse, die in seinem Hoheitsgebiet eintreten, unter Verwendung des Entscheidungsinstruments in Anlage 2 innerhalb von 48 Stunden, nachdem die nationale IHR-Kontaktstelle die entsprechenden Informationen erhalten hat. Jeder Vertragsstaat unterrichtet die WHO auf dem effizientesten verfügbaren Kommunikationsweg über die nationale IHR-Kontaktstelle und innerhalb von 24 Stunden nach der Bewertung der Informationen über die öffentliche Gesundheit über alle Ereignisse, die in seinem Hoheitsgebiet in Übereinstimmung mit dem Entscheidungsinstrument eine gesundheitliche Notlage von internationalem Belang darstellen können, sowie über alle als Reaktion auf diese Ereignisse durchgeführten Gesundheitsmaßnahmen. Betrifft die bei der WHO eingegangene Meldung die Zuständigkeit der Internationalen Atomenergie-Organisation (IAEO), der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation (FAO), des Internationalen Tierseuchenamtes (OIE), des Umweltprogramms der Vereinten Nationen (UNEP) oder anderer einschlägiger Stellen, so unterrichtet die WHO unverzüglich die entsprechenden Stellen der IAEO. 
2. Im Anschluss an eine Notifikation übermittelt ein Vertragsstaat der WHO weiterhin mit den effizientesten verfügbaren Kommunikationsmitteln rechtzeitig genaue und ausreichend detaillierte Informationen über das gemeldete Ereignis, die ihm zur Verfügung stehen, möglichst einschließlich genetischer Sequenzdaten, Falldefinitionen, Laborergebnisse, Quelle und Art des Risikos, Anzahl der Fälle und Todesfälle, Bedingungen, die die Ausbreitung der Krankheit beeinflussen, und der ergriffenen Gesundheitsmaßnahmen; und er berichtet erforderlichenfalls über die Schwierigkeiten und die erforderliche Unterstützung bei der Reaktion auf den potenziellen gesundheitlichen Notfall von internationalem Belang. 
Artikel 9: Sonstige Berichte 
1. (1) Die WHO kann Berichte aus anderen Quellen als Notifikationen oder Konsultationen berücksichtigen; sie bewertet diese Berichte nach anerkannten epidemiologischen Grundsätzen und übermittelt dann dem Vertragsstaat, in dessen Hoheitsgebiet das Ereignis angeblich eingetreten ist, Informationen über das Ereignis. Bevor die WHO auf der Grundlage solcher Meldungen Maßnahmen ergreift, konsultiert sie den Vertragsstaat, in dessen Hoheitsgebiet das Ereignis angeblich auftritt, nach dem Verfahren des Artikels 10 und versucht, von ihm eine Bestätigung zu erhalten. Zu diesem Zweck stellt die WHO den Vertragsstaaten die erhaltenen Informationen zur Verfügung, wobei die WHO nur in begründeten Fällen die Vertraulichkeit der Quelle wahren kann. Diese Informationen werden nach dem in Artikel 11 festgelegten Verfahren verwendet. 
Artikel 10: Überprüfung 
1. Innerhalb von 24 Stunden nach Erhalt von Informationen ersucht die WHO einen Vertragsstaat nach Artikel 9 um Überprüfung von Berichten aus anderen Quellen als Notifikationen oder Konsultationen über Ereignisse, die eine gesundheitliche Notlage von internationalem Belang darstellen können und angeblich im Hoheitsgebiet des betreffenden Staates eingetreten sind. In solchen Fällen unterrichtet die WHO den betreffenden Vertragsstaat über die Berichte, die sie zu überprüfen wünscht. 
2. Nach dem vorstehenden Absatz und nach Artikel 9 prüft und übermittelt jeder Vertragsstaat auf Ersuchen der WHO: 
(a) innerhalb von 24 Stunden eine erste Antwort auf das Ersuchen oder eine Bestätigung des Ersuchens der WHO; 
(b) innerhalb von 24 Stunden verfügbare Informationen zur öffentlichen Gesundheit über den Stand der im Ersuchen der WHO genannten Ereignisse und 
(c) Informationen an die WHO im Zusammenhang mit einer Bewertung nach Artikel 6, einschließlich der in den Absätzen 1 und 2 des genannten Artikels beschriebenen einschlägigen Informationen. 
3. Erhält die WHO Informationen über ein Ereignis, das eine gesundheitliche Notlage von internationalem Belang darstellen könnte, so bietet sie innerhalb von 24 Stunden an, mit dem betreffenden Vertragsstaat zusammenzuarbeiten, um das Potenzial für eine internationale Krankheitsausbreitung, eine mögliche Beeinträchtigung des internationalen Verkehrs und die Angemessenheit der Kontrollmaßnahmen zu bewerten. Diese Aktivitäten können die Zusammenarbeit mit anderen normgebenden Organisationen und das Angebot umfassen, internationale Hilfe zu mobilisieren, um die nationalen Behörden bei der Durchführung und Koordinierung von Bewertungen vor Ort zu unterstützen.  
3bis. Innerhalb von 24 Stunden nach Erhalt eines Angebots der WHO zur Zusammenarbeit kann der Vertragsstaat zusätzliche Informationen zur Untermauerung des Angebots anfordern. Die WHO stellt diese Informationen innerhalb von 24 Stunden zur Verfügung. Sind seit dem ersten Angebot der WHO zur Zusammenarbeit 48 Stunden verstrichen, so gilt die Nichtannahme des Angebots zur Zusammenarbeit durch den Vertragsstaat als Ablehnung für die Zwecke des Austauschs verfügbarer Informationen mit den Vertragsstaaten nach Absatz 4. 
4. Nimmt der Vertragsstaat das Angebot zur Zusammenarbeit nicht innerhalb von 48 Stunden an, so kann die WHO, wenn dies aufgrund des Ausmaßes des Risikos für die öffentliche Gesundheit gerechtfertigt ist, die ihr zur Verfügung stehenden Informationen unverzüglich an andere Vertragsstaaten weitergeben und gleichzeitig den Vertragsstaat ermutigen, das Angebot der WHO zur Zusammenarbeit anzunehmen, wobei die Ansichten des betreffenden Vertragsstaats zu berücksichtigen sind. 
Artikel 11: Bereitstellung von Informationen durch die WHO 
1. (1) Vorbehaltlich des Absatzes 2 übermittelt die WHO allen Vertragsstaaten und gegebenenfalls den einschlägigen zwischenstaatlichen Organisationen so bald wie möglich und mit den wirksamsten verfügbaren Mitteln vertraulich die Informationen über die öffentliche Gesundheit, die sie nach den Artikeln 5 bis einschließlich 10 erhalten hat oder die öffentlich zugänglich sind und die erforderlich sind, um die Vertragsstaaten in die Lage zu versetzen, auf eine Gefahr für die öffentliche Gesundheit zu reagieren. Die WHO übermittelt anderen Vertragsstaaten Informationen, die ihnen bei der Verhütung ähnlicher Vorkommnisse helfen könnten. 
2. Die WHO verwendet die nach den Artikeln 6 und 8 sowie nach Artikel 9 Absatz 2 erhaltenen Informationen für Überprüfungs-, Bewertungs- und Unterstützungszwecke im Rahmen dieser Regelungen und macht diese Informationen den anderen Vertragsstaaten erst dann allgemein zugänglich, wenn mit den in diesen Bestimmungen genannten Vertragsstaaten etwas anderes vereinbart wurde: 
(a) das Ereignis als eine gesundheitliche Notlage von internationalem Belang gemäß Artikel 12 eingestuft wird; oder 
(b) Informationen, die die internationale Ausbreitung der Infektion oder Kontamination belegen, wurden von der WHO gemäß den anerkannten epidemiologischen Grundsätzen bestätigt; oder 
(c) Es gibt Beweise dafür: 
(i) Bekämpfungsmaßnahmen gegen die internationale Ausbreitung sind aufgrund der Art der Kontamination, des Krankheitserregers, des Vektors oder des Reservoirs wahrscheinlich nicht erfolgreich; oder 
(ii) der Vertragsstaat nicht über ausreichende operative Kapazitäten verfügt, um die erforderlichen Maßnahmen zur Verhinderung einer weiteren Ausbreitung der Krankheit durchzuführen, oder 
(d) die Art und der Umfang des internationalen Verkehrs von Reisenden, Gepäck, Fracht, Containern, Beförderungsmitteln, Waren oder Postpaketen, die von der Infektion oder Kontamination betroffen sein können, die sofortige Anwendung internationaler Kontrollmaßnahmen erfordern; oder 
(e) Die WHO stellt fest, dass es notwendig ist, diese Informationen anderen Vertragsstaaten zur Verfügung zu stellen, damit sie fundierte und rechtzeitige Risikobewertungen vornehmen können. 
3. Die WHO berät sich mit dem Vertragsstaat, in dessen Hoheitsgebiet sich das Ereignis ereignet, über ihre Absicht, Informationen nach diesem Artikel zur Verfügung zu stellen. 
4. (3) Wenn die bei der WHO nach Absatz 2 eingegangenen Informationen den Vertragsstaaten nach diesen Regeln zur Verfügung gestellt werden, macht die WHO sie der Öffentlichkeit zugänglich, wenn andere Informationen über dasselbe Ereignis bereits öffentlich zugänglich sind und ein Bedarf an der Verbreitung maßgeblicher und unabhängiger Informationen besteht. 
(5) Die WHO erstattet der Gesundheitsversammlung jährlich Bericht über alle Tätigkeiten nach diesem Artikel, einschließlich der Fälle, in denen Informationen, die von einem Vertragsstaat, in dessen Hoheitsgebiet ein Ereignis, das eine gesundheitliche Notlage von internationalem Belang darstellen könnte, eingetreten ist oder angeblich eingetreten ist, nicht verifiziert wurden, über Warnsysteme an die Vertragsstaaten weitergegeben werden. 
Artikel 12: Feststellung einer internationalen gesundheitlichen Notlage, einer regionalen gesundheitlichen Notlage oder eines mittleren Gesundheitsalarms 
1. Der Generaldirektor bestimmt auf der Grundlage von Informationen, die er insbesondere von dem Vertragsstaat erhält, in dessen Hoheitsgebiet ein Ereignis eintritt, ob ein Ereignis eine gesundheitliche Notlage von internationalem Belang darstellt, und zwar in Übereinstimmung mit den Kriterien und dem Verfahren, die in dieser Ausführungsordnung festgelegt sind. 
2. Ist der Generaldirektor aufgrund einer Beurteilung nach dieser Regelung der Auffassung, daß eine potentielle oder tatsächliche gesundheitliche Notlage von internationalem Belang vorliegt, so notifiziert er alle Vertragsstaaten und bemüht sich, den Vertragsstaat, in dessen Hoheitsgebiet das Ereignis eintritt, zu dieser vorläufigen Feststellung zu konsultieren; er kann nach dem Verfahren des Artikels 49 die Stellungnahme des nach Artikel 48 eingesetzten Ausschusses (im folgenden 
"Notfallausschuss"). Stellen der Generaldirektor und der Vertragsstaat übereinstimmend fest, dass es sich bei dem Ereignis um eine gesundheitliche Notlage von internationalem Belang handelt, so holt der Generaldirektor nach dem Verfahren des Artikels 49 die Stellungnahme des nach Artikel 48 eingesetzten Ausschusses (im Folgenden "Notfallausschuss") zu geeigneten vorläufigen Empfehlungen ein. 
3. Gelangen der Generaldirektor und der Vertragsstaat, in dessen Hoheitsgebiet das Ereignis eintritt, nach der Konsultation gemäß Absatz 2 nicht innerhalb von 48 Stunden zu einer Einigung darüber, ob das Ereignis eine gesundheitliche Notlage von internationaler Tragweite darstellt, so wird nach dem Verfahren des Artikels 49 eine Entscheidung getroffen. 
4. Bei der Feststellung, ob ein Ereignis eine gesundheitliche Notlage von internationaler Tragweite darstellt, berücksichtigt der Generaldirektor: 
(a) Informationen, die vom Vertragsstaat oder von anderen Vertragsstaaten zur Verfügung gestellt werden, öffentlich zugänglich sind oder anderweitig nach den Artikeln 5-10 zur Verfügung stehen; 
(b) Das in Anhang 2 enthaltene Entscheidungsinstrument; 
(c) Der Rat des Dringlichkeitsausschusses; 
(d) wissenschaftliche Grundsätze sowie verfügbare wissenschaftliche Erkenntnisse und andere relevante Informationen; und 
(e) Eine Bewertung des Risikos für die menschliche Gesundheit, des Risikos der internationalen Ausbreitung von Krankheiten und des Risikos einer Störung des internationalen Verkehrs. 
5. Ist der Generaldirektor nach Konsultationen mit dem Notfallausschuss und den betreffenden Vertragsstaaten, in deren Hoheitsgebiet die international besorgniserregende gesundheitliche Notlage eingetreten ist, der Auffassung, dass die international besorgniserregende gesundheitliche Notlage beendet ist, so trifft er eine Entscheidung nach dem Verfahren des Artikels 49. 
Neu (6) Wurde festgestellt, dass ein Ereignis die Kriterien für eine internationale gesundheitliche Notlage nicht erfüllt, der Generaldirektor jedoch festgestellt hat, dass es eine erhöhte internationale Aufmerksamkeit und eine mögliche internationale Reaktion im Bereich der öffentlichen Gesundheit erfordert, so kann der Generaldirektor auf der Grundlage der eingegangenen Informationen jederzeit beschließen, eine Zwischenwarnung im Bereich der öffentlichen Gesundheit an die Vertragsstaaten herauszugeben, und er kann den Notfallausschuss in einer Weise konsultieren, die mit dem in Artikel 49 festgelegten Verfahren vereinbar ist. 
Neu (7) Ein Regionaldirektor kann feststellen, dass ein Ereignis einen gesundheitlichen Notfall von regionalem Belang darstellt, und den Vertragsstaaten in der Region entweder vor oder nach der Notifizierung eines Ereignisses, das einen gesundheitlichen Notfall von internationalem Belang darstellen könnte, an den Generaldirektor, der alle Vertragsstaaten unterrichtet, entsprechende Hinweise geben. 
Artikel 13: Maßnahmen im Bereich der öffentlichen Gesundheit 
3. Auf Ersuchen eines Vertragsstaats bietet die WHO einem Vertragsstaat Unterstützung bei der Reaktion auf Gefahren für die öffentliche Gesundheit und andere Ereignisse an, indem sie fachliche Anleitung und Hilfe leistet und die Wirksamkeit der getroffenen Bekämpfungsmaßnahmen bewertet, erforderlichenfalls auch durch die Mobilisierung internationaler Expertenteams zur Unterstützung vor Ort. Der Vertragsstaat nimmt ein solches Hilfsangebot innerhalb von 48 Stunden an oder lehnt es ab; lehnt er es ab, so legt er der WHO die Gründe für die Ablehnung vor, die die WHO den anderen Vertragsstaaten mitteilt.  
4. Stellt die WHO in Absprache mit den betroffenen Vertragsstaaten nach Artikel 12 fest, dass eine gesundheitliche Notlage von internationaler Tragweite vorliegt, so kann sie dem Vertragsstaat zusätzlich zu der in Absatz 3 genannten Unterstützung weitere Hilfe anbieten, einschließlich einer Bewertung der Schwere des internationalen Risikos und der Angemessenheit der Kontrollmaßnahmen. Diese Zusammenarbeit kann das Angebot umfassen, internationale Hilfe zu mobilisieren, um die nationalen Behörden bei der Durchführung und Koordinierung von Bewertungen vor Ort zu unterstützen. Auf Ersuchen des Vertragsstaats stellt die WHO Informationen zur Unterstützung eines solchen Angebots zur Verfügung. Der Vertragsstaat nimmt ein solches Hilfsangebot innerhalb von 48 Stunden an oder lehnt es ab, und im Falle der Ablehnung eines solchen Angebots übermittelt er der WHO die Gründe für die Ablehnung, die die WHO den anderen Vertragsstaaten mitteilt. Bei Vor-Ort-Bewertungen bemüht sich ein Vertragsstaat im Einklang mit seinem innerstaatlichen Recht in angemessener Weise, den kurzfristigen Zugang zu den betreffenden Stätten zu erleichtern; wird der Zugang verweigert, so legt er eine Begründung für die Verweigerung des Zugangs vor. 
Artikel 15: Vorläufige Empfehlungen 
2. Vorläufige Empfehlungen können die Entsendung von Expertenteams sowie gesundheitspolizeiliche Maßnahmen umfassen, die von dem Vertragsstaat, in dem eine gesundheitliche Notlage von internationaler Tragweite eingetreten ist, oder von anderen Vertragsstaaten in Bezug auf Personen, Gepäck, Fracht, Container, Beförderungsmittel, Waren und/oder Postpakete durchzuführen sind, um die internationale Ausbreitung von Krankheiten zu verhindern oder zu verringern und unnötige Störungen des internationalen Verkehrs zu vermeiden. 
Artikel 18: Empfehlungen in Bezug auf Personen, Gepäck, Fracht, Behälter, Beförderungsmittel, Waren und Postpakete 
Neu (3) Bei der Ausarbeitung zeitweiliger Empfehlungen konsultiert der Generaldirektor die einschlägigen internationalen Organisationen wie ICAO, IMO und WTO, um gegebenenfalls unnötige Eingriffe in den internationalen Reiseverkehr und Handel zu vermeiden. Darüber hinaus sollten die vorläufigen Empfehlungen eine angemessene Befreiung von Reise- und Handelsbeschränkungen für medizinisches Personal sowie für wichtige medizinische Produkte und Lieferungen vorsehen.  
Neu 4: Bei der Durchführung von Gesundheitsmaßnahmen nach dieser Ausführungsordnung, einschließlich Artikel 43, bemühen sich die Vertragsstaaten in angemessener Weise und unter Berücksichtigung des einschlägigen Völkerrechts, sicherzustellen, dass: 
(a) Es gibt Notfallpläne, die sicherstellen, dass die Freizügigkeit des Gesundheitspersonals und die Versorgungsketten in einem internationalen Gesundheitsnotfall erleichtert werden; 
(b) Die Reisebeschränkungen behindern nicht in unangemessener Weise die Freizügigkeit der Beschäftigten des Gesundheitswesens, die für Maßnahmen im Bereich der öffentlichen Gesundheit erforderlich sind; 
(c) Handelsbeschränkungen sehen den Schutz der Versorgungsketten für die Herstellung und den Transport lebenswichtiger medizinischer Produkte und Lieferungen vor; und 
(d) Die Rückführung von Reisenden wird rechtzeitig in Angriff genommen, unter Berücksichtigung evidenzbasierter Maßnahmen zur Verhinderung der Ausbreitung von Krankheiten. 
Artikel 48: Mandat und Zusammensetzung 
2. (2) Der Notfallausschuss setzt sich aus Experten zusammen, die vom Generaldirektor aus dem IHR-Expertenverzeichnis und gegebenenfalls aus anderen beratenden Expertengremien der Organisation ausgewählt werden, sowie aus Regionaldirektoren aus einer betroffenen Region. Der Generaldirektor legt die Dauer der Mitgliedschaft fest, um die Kontinuität bei der Prüfung eines bestimmten Ereignisses und seiner Folgen zu gewährleisten. Der Generaldirektor wählt die Mitglieder des Notfallausschusses auf der Grundlage der für eine bestimmte Sitzung erforderlichen Sachkenntnis und Erfahrung und unter gebührender Berücksichtigung der Grundsätze der ausgewogenen Vertretung von Alter, Geschlecht und geografischer Herkunft aus und verlangt vor der Teilnahme eine Schulung in dieser Geschäftsordnung. Zu den Mitgliedern des Notfallausschusses sollte mindestens ein von dem Vertragsstaat, in dessen Hoheitsgebiet das Ereignis eintritt, benannter Sachverständiger sowie von anderen betroffenen Vertragsstaaten benannte Sachverständige gehören. Für die Zwecke der Artikel 48 und 49 ist ein 
Der Begriff "betroffener Vertragsstaat" bezieht sich auf einen Vertragsstaat, der sich entweder in geografischer Nähe befindet oder anderweitig von dem fraglichen Ereignis betroffen ist. 
Artikel 49: Verfahren 
3 bis. Kommt der Dringlichkeitsausschuss nicht einstimmig zu einem Ergebnis, so ist jedes Mitglied berechtigt, seine abweichende fachliche Meinung in einem Einzel- oder Gruppenbericht zu äußern, der die Gründe für die abweichende Meinung angibt und Teil des Berichts des Dringlichkeitsausschusses ist. 
3 ter. Die Zusammensetzung des Dringlichkeitsausschusses und seine vollständigen Berichte werden den Mitgliedstaaten mitgeteilt. 
4. Der Generaldirektor lädt die betroffenen Vertragsstaaten, einschließlich des Vertragsstaats, in dessen Hoheitsgebiet das Ereignis eingetreten ist, ein, dem Notstandsausschuss ihren Standpunkt darzulegen. Zu diesem Zweck teilt der Generaldirektor den Vertragsstaaten die Termine und die Tagesordnung für die Sitzung des Notstandsausschusses so rechtzeitig wie nötig mit. Der Vertragsstaat, in dessen Hoheitsgebiet das betreffende Ereignis eintritt, kann jedoch keine Verschiebung der Sitzung des Notstandsausschusses beantragen, um dort seine Ansichten darzulegen.  
... 
 
7. Die betroffenen Vertragsstaaten, in deren Hoheitsgebiet das Ereignis eingetreten ist, können dem Generaldirektor die Beendigung eines Notstands der öffentlichen Gesundheit von internationalem Belang und/oder die vorläufigen Empfehlungen vorschlagen und dem Notstandsausschuss einen entsprechenden Vorschlag unterbreiten. 
Neues Kapitel IV (Artikel 53 bis-quater): Der Durchführungsausschuss  
53 bis Aufgabenstellung und Zusammensetzung 
1. Die Vertragsstaaten setzen einen Einhaltungsausschuss ein, der für folgende Aufgaben zuständig ist 
(a) Prüfung der ihr von der WHO und den Vertragsstaaten vorgelegten Informationen über die Einhaltung der Verpflichtungen aus diesen Verordnungen;  
(b) Überwachung, Beratung und/oder Erleichterung der Unterstützung in Fragen der Einhaltung, um die Vertragsstaaten bei der Erfüllung der Verpflichtungen aus diesen Durchführungsbestimmungen zu unterstützen; 
(c) Förderung der Einhaltung durch Behandlung der von den Vertragsstaaten geäußerten Bedenken hinsichtlich der Umsetzung und Einhaltung der Verpflichtungen aus diesen Verordnungen; und d) Vorlage eines Jahresberichts an jede Gesundheitsversammlung, in dem diese beschrieben wird:  
(i) 	die Arbeit des Compliance-Ausschusses während des Berichtszeitraums; (ii) 	die Bedenken hinsichtlich der Nichteinhaltung von Vorschriften während des Berichtszeitraums; und (iii) 	alle Schlussfolgerungen und Empfehlungen des Ausschusses. 
2. Der Compliance-Ausschuss ist befugt,: 
(a) Anforderung weiterer Informationen zu den von ihm geprüften Themen; 
(b) mit Zustimmung eines betroffenen Vertragsstaats die Sammlung von Informationen im Hoheitsgebiet dieses Vertragsstaats vornehmen; 
(c) Sie prüft alle ihr vorgelegten einschlägigen Informationen;  
(d) gegebenenfalls die Dienste von Sachverständigen und Beratern, einschließlich Vertretern von Nichtregierungsorganisationen oder Mitgliedern der Öffentlichkeit, in Anspruch zu nehmen; und 
(e) Abgabe von Empfehlungen an den betreffenden Vertragsstaat und/oder die WHO, wie der Vertragsstaat die Einhaltung der Vorschriften verbessern kann, sowie von Empfehlungen für technische Hilfe und finanzielle Unterstützung. 
3. Die Mitglieder des Durchführungsausschusses werden von den Vertragsstaaten aus jeder Region ernannt und bestehen aus sechs Regierungsexperten aus jeder Region. Der Durchführungsausschuss wird für eine Amtszeit von vier Jahren ernannt und tritt dreimal im Jahr zusammen.  
53 ter. Führung der Geschäfte 
1. Der Compliance-Ausschuss ist bestrebt, seine Empfehlungen auf der Grundlage eines Konsenses abzugeben. 
2. Der Durchführungsausschuss kann den Generaldirektor ersuchen, Vertreter der Vereinten Nationen und ihrer Sonderorganisationen sowie anderer einschlägiger zwischenstaatlicher Organisationen oder nichtstaatlicher Organisationen, die in offiziellen Beziehungen zur WHO stehen, einzuladen, an den Sitzungen des Ausschusses teilzunehmen, um gegebenenfalls ein bestimmtes Thema zu erörtern. Diese Vertreter geben mit Zustimmung der/des Vorsitzenden Erklärungen zu den behandelten Themen ab. 
53 vierteljährliche Berichte 
1. Für jede Tagung erstellt der Compliance-Ausschuss einen Bericht, in dem die Ansichten und Ratschläge des Ausschusses dargelegt werden. Dieser Bericht wird vom Durchführungsausschuss vor dem Ende der Tagung gebilligt. Die Ansichten und Ratschläge des Ausschusses verpflichten weder die WHO noch die Vertragsstaaten oder andere Einrichtungen und sind als Ratschläge an den betreffenden Vertragsstaat zu verstehen. 
2. Kommt der Compliance-Ausschuss nicht einstimmig zu einem Ergebnis, so ist jedes Mitglied berechtigt, seine abweichende fachliche Meinung in einem Einzel- oder Gruppenbericht zu äußern, der die Gründe für die abweichende Meinung angibt und Teil des Berichts des Ausschusses ist. 
3. Der Bericht des Durchführungsausschusses wird allen Vertragsstaaten und dem  
Generaldirektor, der der Gesundheitsversammlung oder dem Exekutivrat sowie allen einschlägigen Ausschüssen Berichte und Ratschläge des Durchführungsausschusses zur Prüfung vorlegt. 
Artikel 59: Inkrafttreten; Frist für Ablehnung oder Vorbehalte 
1. Die in Ausführung von Artikel 22 der Verfassung der WHO vorgesehene Frist für die Ablehnung oder den Vorbehalt zu dieser Ordnung oder einer Änderung derselben beträgt 18 Monate ab dem Zeitpunkt, zu dem der Generaldirektor die Annahme dieser Ordnung oder einer Änderung dieser Ordnung durch die Gesundheitsversammlung notifiziert hat. Eine Ablehnung oder ein Vorbehalt, der nach Ablauf dieser Frist beim Generaldirektor eingeht, wird nicht wirksam. 
1 bis. Die in Ausführung von Artikel 22 der Verfassung der WHO vorgesehene Frist für die Ablehnung oder den Vorbehalt einer Änderung dieser Vorschriften beträgt sechs Monate ab dem Zeitpunkt der Mitteilung des Generaldirektors über die Annahme einer Änderung dieser Vorschriften durch die Gesundheitsversammlung. Eine Ablehnung oder ein Vorbehalt, der nach Ablauf dieser Frist beim Generaldirektor eingeht, wird nicht wirksam. 
2. Diese Verordnungen treten 24 Monate nach dem Datum der in Absatz 1 dieses Artikels genannten Mitteilung in Kraft, und Änderungen dieser Verordnungen treten sechs Monate nach dem Datum der in Absatz 1bis dieses Artikels genannten Mitteilung in Kraft, mit Ausnahme von Änderungen: 
(a) einen Staat, der diese Ausführungsordnung oder eine Änderung derselben nach Artikel 61 abgelehnt hat; 
(b) einen Staat, der einen Vorbehalt eingelegt hat, für den diese Ordnung nach Artikel 62 in Kraft tritt; 
(c) einen Staat, der nach dem Datum der in Absatz 1 genannten Notifikation des Generaldirektors Mitglied der WHO wird und der nicht bereits Vertragspartei dieser Regeln ist; für ihn treten diese Regeln gemäß Artikel 60 in Kraft; und 
 
(d) einen Staat, der nicht Mitglied der WHO ist und diese Regeln annimmt; für ihn treten sie nach Artikel 64 Absatz 1 in Kraft. 
3. Ist ein Staat nicht in der Lage, seine innerstaatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften innerhalb der in Absatz 2 genannten Fristen vollständig an diese Verordnungen oder deren Änderungen anzupassen, so legt er dem Generaldirektor innerhalb der in Absatz 1 genannten Frist eine Erklärung über die noch ausstehenden Anpassungen vor und erreicht sie spätestens zwölf Monate nach Inkrafttreten dieser Verordnungen oder ihrer Änderungen für diesen Vertragsstaat. 
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The Permanent Mission of the United States of America avails itself of this

opportunity to renew to the WHO the assurances of its highest consideration.

Enclosed:

1. Letter from HHS Assistant Secretary Loyce Pace
2. Proposed IHR amendments

Geneva, 18 January 2022
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Ref.: C.1.2.2022

Proposal for amendments to the International Health Regulations (2005)
The Director-General of the World Health Organization presents his compliments to
States Parties to the International Health Regulations (2005) ((THR (2005)) and has the honour to

transmit the text of the proposal for amendments of the IHR (2005) received from the United
States of America pursuant to paragraph 1 of Article 55 of the IHR (2005).

In accordance with paragraph 2 of Article 55 of the IHR (2005), this letter constitutes a
formal communication of the text of the amendments proposed by the United States of America.

The Director-General of the World Health Organization takes this opportunity to renew to
States Parties to the IHR (2005) the assurance of his highest consideration.

GENEVA, 20 January 2022

ENCLS.: (2)
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THE PERMANENT MISSION
OF THE
UNITED STATES OF AMERICA
TO THE
UNITED NATIONS AND OTHER INTERNATIONAL ORGANIZATIONS
IN GENEVA

No. 4-22

The Permanent Mission of the United States of America to the United
Nations Office and Other International Organizations in Geneva presents its
compliments to the World Health Organization (WHO) and refers to the
International Health Regulations (IHR) (2005). In accordance with Article 55(1)
of the IHR (2005), the United States of America is proposing amendments to the
IHR (2005). The Mission, by means of this note, and in accordance with Article
55(2) of the THR (2005), respectfully requests the Director-General of the WHO to
communicate the text of the attached proposed IHR amendments to all States
Parties at least four months before the Seventy-fifth World Health Assembly. We
are also transmitting via this note a letter to WHO Director-General Tedros
Adhanom Ghebreyesus from the Assistant Secretary for Global Affairs of the
United States Department of Health and Human Services, Loyce Pace, reiterating
the critical importance of strengthening the IHR (2005) along with other efforts to
strengthen the ability of the WHO and Member States to prevent, detect, and

respond to future public health emergencies of international concern.




